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Vorblatt 


Vorschläge der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften 
betreffend Fischmarktordnung 

(Bericht des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten) 


A. Problem 

Innerhalb der Fischwirtschaft in der EWG bestehen unterschied- 
liche Produktions- und Vermarktungsstrukturen. 


B. Lösung 

Die Kommission will für die Fischwirtschaft eine Organisation 
des Marktes nach dem Muster der schon bestehenden Markt- 
ordnungen einführen. Der Ausschuß lehnte diese Konzeption 
ab und schlug einstimmig vor: Nur Koordinierung der Struktur- 
politik und Einsatz von Mitteln des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds nur im Rahmen des Plafonds. Kein staatliches 
Interventionssystem für die Regelung des Fischmarktes. 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Kosten ' 

Der Kommissionsvorschlag würde für die Bundesrepublik noch 
zur Zeit unübersehbare Kosten verursachen. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/188 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg- 
ten Vorschläge der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für 

a) eine Verordnung Nr. . . . /68 des Rates über die Errichtung 
einer gemeinsamen Strukturpolitik für die Fischwirtschaft 

b) eine Verordnung Nr. . . . /68 des Rates über die gemeinsame 
Marktorganisation für Fischereierzeugnisse 

c) eine Verordnung des Rates über die Aussetzung der auf be- 
stimmte Fische der Tarifnummer 03.0! und 03.02 anwendba- 
ren Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs 

— Drucksache V/3086 — 


A. Bericht des Abgeordneten Tallert 


Die vorliegenden Vorschläge der EG-Kommission 
wurden mit Schreiben des Herrn Präsidenten vom 
28. Juni 1968 an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten federführend, an den Aus- 
schuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen sowie 
an den Haushaltsausschuß mitberatend überwiesen. 

In der Beratung am 11. Dezember 1969 nahm der 
Ausschuß zur Kenntnis, daß die Vorschläge der 
EWG-Kommission eine gemeinsame Strukturpolitik 
in der Fischwirtschaft und die Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Fischereierzeug- 
nisse vorsehen. Der Ausschuß war einstimmig der 
Auffassung, daß die von der Kommission vorge- 
schlagenen Maßnahmen zu weitgehend sind und 
daß man zu einer einfacheren und flexibleren Rege- 
lung kommen müßte. 

In den Einzelfragen schloß sich der Ausschuß der 
Stellungnahme des Bundesrates gemäß Drucksache 


391/68 (Beschluß) an. Er folgte bei den Verordnun- 
gen zu a) und b) der Stellungnahme des Haushalts- 
ausschusses. Danach legt der Ernährungsausschuß 
Wert darauf festzustellen, daß sich die Zuständig- 
keit der Gemeinschaft auf dem Strukturgebiet nur 
auf die Koordinierung beschränken sollte. Mittel 
aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds sollten nur im Rahmen des Plafonds gezahlt 
werden. Ferner war der Ausschuß der Auffassung, 
daß für die Regelung des Fischmarktes kein staat- 
liches Interventionssystem festgelegt werden sollte. 
Die Verantwortung für die Stabilisierung des Mark- 
tes sollte den Erzeugerorganisationen und ihren 
Vereinigungen überlassen bleiben. 

Bezüglich der Verordnung zu c) schloß sich der 
Ernährungsausschuß der Stellungnahme des Bundes- 
rates an, die Bundesregierung zu ersuchen, den vor- 
liegenden Verordnungsvorschlag abzulehnen, da für 
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ein einseitiges Zollzugeständnis der EWG außerhalb 
der GATT-Verhandlungen zur Zeit kein Bedürfnis 
besteht. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, 
dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen. 


Bonn, den 11. Dezember 1969 


Tallert 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

I. die unter a) und b) aufgeführten Vorschläge der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
— Drucksache V/3086 — zur Kenntnis zu neh- 
men, 

II. die Bundesregierung zu ersuchen, bei ihren Ver- 
handlungen in Brüssel 

1. auf folgendes hinzuwirken: 

Zu a) 

Die Zuständigkeit der Gemeinschaft sollte 
sich auf die Koordinierung der Strukturpolitik 


der Mitgliedstaaten beschränken. Ein Einsatz 
von Mitteln des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds sollte nur im Rahmen des 
Plafonds der Abteilung Ausrichtung auf 
Grund eines Gemeinschaftsprogramms erfol- 
gen. 

Zu b) 

Der Fischmarkt sollte ohne ein staatliches 
Interventionssystem geregelt werden. Die 
Verantwortung für die Stabilisierung des 
Marktes sollte den Erzeugerorganisationen 
und ihren Vereinigungen überlassen bleiben. 

2. den unter c) aufgeführten Kommissionsvor- 
schlag abzulehnen. 


Bonn, den 11. Dezember 1969 


Der Ausschuß lür Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 


Tallert 

Berichterstatter 
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